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beiter-Parteien der Gegenwart und 
ihre Ziele “). 


Die ſociale Frage nimmt in der Gegenwart bei einer ſehr 
großen Maſſe der Arbeiterbevölkerung ſolch' beſtimmte Formen und 
Geſtalten an und iſt insbeſondere im Hinblicke auf den bedrohten Be⸗ 
ſitz, auf das Eigenthum und den gegenwärtigen Staatsorganismus von 
ſo weſentlicher Bedeutung, daß eine nähere Würdigung und Beſpre⸗ 
chung dieſer Frage auch in dieſen Blättern nicht überflüſſig ſein wird. 
Die Hauptformen, in welchen ſich die ſociale Frage bewegt, find 
Socialismus und Communismus. 

Der erſtere wendet ſich gegen das die Arbeit heherrſchende 
und drückende Capital, gegen den ererbten Befig, — nicht gegen 
das in Folge eigener perſönlicher Arbeit erworbene Eigenthum, — und 
will, daß in Bezug auf Beſitz Jeder mit gleichen Rechten in die Ge⸗ 
ſellſchaft eintreten tolle, das Erworbene für ſich beanſpruchen könne, 
nach ſeinem Tode aber dasſelbe der Geſellſchaft wieder zum Eigen⸗ 
thume überlaſſen müſſe, und daß ohne perſönliche Arbeit überhaupt 
kein Recht auf Eigenthum beſtehe. 

Der Communismus dagegen geht von dem Grundſatze aus 
daß alle Menſchen kraft ihrer Geburt gleiches Recht auf den Beſitz 
und den Genuß des Lebens haben und fordert deßhalb die Gemein: 
ſchaft aller Güter, die gleichheitliche Vertheilung derſelben. 

Auf der Grundlage dieſer ſocialiſtiſchen und communiſtiſchen 
Ideen haben ſich nun im Laufe der letzten Decennien mehrere po li- 
tiſche Arbeitervereinigungen gebildet, und dieſe in Deutſch⸗ 
land beſtehenden derartigen Vereinigungen, welche bei uns ſchon tiefe 
Wurzeln gefaßt und deren Anſchauungen unter den arbeitenden Claſſen 
eine weite, nicht zu unterſchätzende Verbreitung gefunden haben, näher 
kennen zu lernen, ſoll Aufgabe der nachfolgenden Zeilen ſein. 

Unter dieſe politiſchen Arbeitervereinigungen ſind zunächſt zu 
rechnen: 


Die politiſchen Ar 


) Aus den „Blättern für adminiſtrative Praxis und Polizeigerichtspflege“ 
in Baiern. 


Kirchenbauk durch den Pfarrer. Zuläſſigkeit der Beſitzſtö⸗ 


I. die internationale Arbeiter-Aſſoctation, 
II. der allgemeine deutſche Arbeiterverein, 
III. die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei, 
IV. die Gewerkvereine. 


1. 
Die internationale Arbeiter-Afſociation. 


Die internationale Arbeiter-Aſſociation (kurz die „Internationale“ 
genannt) verbindet in ſich Socialismus, Communismus und Atheis⸗ 
mus. Dieſelbe hat zum Ziele die Vernichtung des Capitals und des 
perſönlichen Eigenthums, ſie fordert die allgemeine Gütergemeinſchaft, 
die Eigenthumsloſigkeit des Einzelnen, die directe Geſetzgebung durch 
das Volk, Abſchaffung des individuellen Erbrechts und Ueberweiſung 
des Grundes und Bodens an den Geſammtbeſitz. 

| Die Internationale hat ihren Sitz ſeit 1872 in New⸗York 
| (rüber 1866 — 1872 in London) und ihre Congreſſe wurden in 
Europa 1866 in Genf, 1868 in Lauſanne, 1869 in Baſel, 1871 in 
London und 1872 in Haag abgehalten. 

Auf dem letzteren Congreſſe ſchied ſich die Internationale in 
zwei Hälften, indem der unter Führung von Karl Marx ſtehende 
ſtreng cen traliſtiſch geleitete Verband feinen Generalrath damals 
nach New⸗York verlegte, während der andere, dem Föderalismus 
huldigende Theil der Internationale ſich von dieſem Verbande 
losſagte. 

Diete Föderaliſten verſuchten ſich im Congreſſe zu Genf 1873 
zu einem vom Generalrath in New⸗Nork vollſtändig unabhängigen 
Bunde zu eonſtituiren, was jedoch wegen des fortwährenden Ruͤck— 
gangs der Mitgliederzahl nicht erreicht werden konnte. 

Verſammlungen dieſer Fraction der Internationale fanden 1873 
in Mainz, 1874 in Brüſſel ſtatt. 

Die Grundlagen der Internationale beruhen 

1. auf dem Communiſten⸗Manifeſte von 1845 (Abdruck: „Leipzig 
1872, Verlag der Expedition des Volksſtaates“), 

2. auf der Inauguraladreſſe vom 1. November 1864 (W. Eich⸗ 
hoff „die Internationale Arbeiter- Aſſociation “), 

3. auf den Programmen, den Statuten und Verwaltungs-Ver⸗ 
ordnungen (Abdruck: „Volksſtaat“ 1872 Nr. 12). 
Bereits in dem Communiſten-Manifeſte hebt Karl Marx, der 
Gründer und Chef der Internationale, als Unterſchied zwiſchen den 
Communiſten und andern Arbeiter-Parteien hervor, daß erſtere die ge- 
meinſamen, von der Nationalität unabhängigen Intereſſen 
der Arbeiterclaſſe an den verſchiedenen nationalen Kämpfen vertheidigen. 
Eine Anſprache der Centralbehörde der Internationale vom März 
1850 an den Bund kennzeichnet dieſe Thätigkeit bereits näher, indem 
ſie als Aufgabe des Bundes die Revolution in Permanenz bezeichnete, 
ſolange nicht alle beſitzenden Claſſen von der Herrſchaft verdrängt, die 
Staatsgewalt von den Proletariern erobert, die Aſſociation der Prole⸗ 
tarier nicht nur in Einem Lande, ſondern in allen herrſchenden Län⸗ 
dern der Welt herbeigeführt iſt. Noch deutlicher ſpricht ſich die Fraction 
der Internationale zu Köln in ihren Statuten vom 1. December 1850 
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aus, in welchen ſie als Zweck des Bundes die Zertrümmerung der 
alten Geſellſchaft, die geiſtige, politiſche und ökonomiſche Befreiung 


des Proletariats, die Herbeiführung der communiſtiſchen Revolution 
durch alle Mittel der Propaganda und des politiſchen Kampfes be— 
zeichnet. * 

Aus den allgemeinen Statuten und Verwaltungs⸗Verordnungen 
der internationalen Arbeiteraſſociation (amtliche deutſche Ausgabe, 
revidirt durch den Generalrath, nebſt Beſchluß des Londoner Congreſſes 


vom 17. — 23. November 1871 — Leipzig, Verlag der Expedition 


des Volksſtaates) iſt in Kürze Folgendes zu bemerken. 

Die Aſſociation iſt gegründet zur Herſtellung eines Mittel- 
punktes der Verbindung und des planmäßigen Zuſammenwirkens zwi⸗ 
ſchen den in verſchiedenen Ländern beſtehenden Arbeitergeſellſchaften, 
welche dasſelbe Ziel verfolgen, nämlich den Schutz, den Fortſchritt und 
die vollſtändige Emancipation der Arbeiterclaſſe. 

Jährlich verſammelt ſich ein allgemeiner aus Abgeordneten der 
Zweige der Aſſociation beſtehender Arbeitercongreß, welcher die zum 
erfolgreichen Wirken erforderlichen Maßregeln ergreift und den General— 
rath der Geſellſchaft ernennt. Dieſer, gebildet aus Arbeitern der ver— 
ſchiedenen Länder, wirkt als internationaler Agent zwiſchen 
den verſchiedenen nationalen und localen Truppen der 
Aſſociation, ſo daß die Arbeiter Eines Landes vollſtändig unter 
richtet bleiben über die Bewegungen ihrer Claſſe in allen übrigen 
Ländern, daß eine Unterſuchung über die ſocialen Zuſtände der ver 
ſchiedenen Länder Europas gleichzeitig und unter gemeinſamer 
Leitung ſtattfindet, daß Fragen von allgemeinem Intereſſe, angeregt 
von Einer Geſellſchaft, von allen anderen aufgenommen werden und 
daß im Falle der Nothwendigkeit ſofortiger praktiſcher Schritte 
die verbündeten Geſellſchaften ſich gleichzeitig und gleichförmig be— 
theiligen können. 

Die Verwaltungsverordnungen, revidirt im Einklange mit den 
Beſchlüſſen der Congreſſe 1866 — 69 und der Londoner Conferenz 
1871 behandeln in 6 Abtheilungen den allgemeinen Congreß, den 
Generalrath, die an den Generalrath zahlbaren Beiträge, die Föderal⸗ 
räthe oder Comités, die Localgeſellſchaften, Seetionen und Gruppen 
und die allgemeine Statiſtik der Arbeiterclaſſe. 

Jede Zweiggeſellſchaft der Internationale kann hienach zum all- 
gemeinen Congreß einen Deputirten ſenden; auch Gewerksgenoſſen— 
ſchaften und Arbeitercorporativgeſellſchaften derjenigen Länder, in wel— 
chen die regelmäßige Organiſation der Internationale geſetzlich ver⸗ 
hindert iſt. können Delegirte abſenden, welche aber zur Debatte und 
Abſtimmung über Verwaltungsangelegenheiten nicht berechtigt ſind. 

Die Centralräthe der verſchiedenen Länder, in welchen die In⸗ 
ternationale regelmäßig organiſirt iſt, haben ſich als Föderalräthe 
oder Föderalcomités zu bezeichnen und bilden zuſammen den Gene— 
ralrath, der die Beſchlüſſe des Congreſſes ausführt. g 

Der allgemeine Beitrag beſteht in einem Penny (Groſchen) pro 
Mitglied zur Deckung der Koſten des Generalraths, wie Beſoldung 
des Generalſecretärs, Ausgaben für Correſpondenz, Druckſchriften ꝛc. 
Der Generalrath gibt hiefür Marken mit der betreffenden Jahreszahl 
auß, welche auf das Exemplar der Statuten, das jedes Mitglied zu 
haben verpflichtet iſt, anzuheften find. 

Die Ausgaben für die Föderalräthe und Föderalcomités werden 
von ihren Sectionen beſtritten und haben erſtere mindeſtens monatlich 
einen Bericht an den Generalrath zu ſenden und alle 3 Monate über 
die Verwaltung und den Finanzſtand ihrer Sectionen zu berichten. 

Jede Section kann Sonderſtatuten für ihre locale Verwaltung, 
welche jedoch mit den allgemeinen Statuten nicht im Widerſpruche 
ſtehen dürfen, ſich geben, und alle Zweige, Sectionen und Gruppen 
haben ſich als Zweige der internationalen Arbeiter-Aſſociation zu be⸗ 
zeichnen, was aber auf die mit der Internationale verbündeten Ge⸗ 
werksgenoſſenſchaften keine Anwendung findet. 

Die Bildung weiblicher Zweiggenoſſenſchaften wird empfohlen, 
und jede locale Gruppe für verpflichtet erklärt, ein ſtatiſtiſches Comité 
zu erwählen, welches bereit iſt, vom Föderalrathe oder Generalrathe 
geſtellte Anfragen zu beantworten. Die Statiſtik hat ſich zu erſtrecken 
auf Namen, Alter, Geſchlecht, Zahl und Lohn (Tagelohn oder Stück— 
lohn) der Arbeiter, auf die Arbeitsſtunden in Fabriken und bei kleineren 
Meiſtern, auf die Racht- oder Tagearbeit, Mahlzeitſtunden und Be⸗ 
handlung, Beſchaffenheit der Werkſtätten, Wirkung der Arbeit auf den 
Körper, den Moralitäts⸗ und Bildungszuſtand, ferner auf die 
Erziehung, auf den Charakter des Geſchäftes (ob gleichförmig oder 


ſchwankend) auf Nahrungs⸗ und Wohnungszuſtände und endlich auf 
die beſondere Geſetzgebung bezüglich Arbeiter und Meiſter. 

Aus dem Vorerwähnten ergibt ſich jedenfalls als zweifellos, 
daß die Internationale ſtramm organiſirt und feſt geliedert iſt. Es 
würde zu weit führen, die Tendenzen und Ideen der Internationale 
ausführlicher auseinderzuſetzen, und wird die Bemerkung genügen, daß 
es ſich bei der Internationale, welche ſchon auf dem Congreſſe zu 
Baſel 1869 die Abſchaffung des Privateigenthums förmlich beſchloſſen 
hat, um nichts Geringeres als um die Vereinigung der Arbeiter aller 
Länder gegen die beſitzenden Claſſen, gegen die beſtehenden göttlichen 
und menſchlichen Geſetze, auf welchen dermalen die moderne Geſellſchaft 
beruht, handelt. Den deutlichſten Commentar hiezu liefert der Aufſtand 
und die Schreckens⸗Herrſchaft der Commune in Paris 1871, deren 
Thaten das zu Pfingften 1871 erſchienene Manifeft der Internationale 
ausdrücklich verherrlichte. 

Als Mittel zur Erreichung ihrer Ziele bedient ſich die Inter: 
nationale einer unausgeſetzten ſyſtematiſchen Agitation, um die ungebil⸗ 
deten, beſitzloſen Arbeitermaſſen zu organiſiren und gegebenen Falles 
mit Hilfe dieſer revolutionären Elemente die gegebenen Staatsord⸗ 
nungen beſeitigen und ihre Ideen ſodann verwirklichen zu können. 

Wie eigenartig aber dieſe Ideen oft ſind, welch ſonderbare 
Anſchauungen über die Aufgabe des Staates (neben den revolutionären 
Grundgedanken) beſtehen, das hat der jüngſte in Brüſſel vom 8.— 13. 
September 1874 ſtattgehabte Congreß der föderaliſtiſchen Fraction 
der Internationale gezeigt. 

Während bei demfelben der Deutſche Brohm ſich dahin 
äußerte, daß das Capital an ſich nichts ſei, daß, wer nicht arbeite, 
auch nicht eſſen ſoll, daß es fürderhin nur mehr Arbeiter geben und 
man die Vampyre, welche das Proletariat ausſaugen, umbringen 
müſſe, warf der Franzoſe Flahaut den Pariſer Communiſten vor, 
daß ſie viel zu wenig Humanität gezeigt hätten und ſprach ſich weiter 
dahin aus, daß das Elend den größten Grad erreicht habe, und da 
man eine friedliche Revolution nicht gewollt habe, man nunmehr eine 
andere haben ſoll. 

Die Genfer Föderation ſtellte in einem Elaborate über die 
Eintheilung der Verwaltung der Geſellſchaft der Zukunft die Sta- 
tiſtik an die Spitze der Dienſtzweige, erachtete die Ueberwachung 
des Austauſches der Producte von den nach Gruppen geordneten 
Producenten für nothwendig, damit nicht jeder derſelben, wie jetzt, 
durch größere oder kleinere Zufuhr die Marktpreiſe drücken oder heben 
könne, hält die Polizei, die Armee, die Marine aufrecht, hebt 
dagegen die Juſtiz auf und beſeitigt den Staat als ſolchen gänzlich. 

Der Belgier de Pape erklärte als Aufgabe des zukünftigen 
Staates lediglich die Volkswirthſchaft, während die Gemeinde das 
politiſche Organ ſei und ſich mit der Polizei der Juſtiz, dem Handel, 
der Vertheilung des Waſſers ꝛc. beſchaͤftigen ſoll. 

Ein Schweizer Schwitzgubel meinte, daß die Stellung der 
Geſellſchaft nur aus der Anarchie hervorgehen könne, daß das Eigen⸗ 
thum collectiv fein müſſe und die Innungen wieder hergeſtellt und 
als Schiedsgerichte benützt werden ſollen, geſtand übrigens zu, daß 
namentlich eine den Arbeitern anvertraute höhere Gewalt alsbald wieder 
zu Zuſtänden, wie im jetzigen Staate, führen würde. 

Nicht unintereſſant war bei dieſem Congreſſe die aufgetauchte 
Frage, ob die Arbeiterelaſſe in den politiſchen Kampf eingreifen 
müſſe, was von den deutſchen Mitgliedern entſchieden vertreten, von 
den belgiſchen aber verneint wurde. Letztere gaben an, daß der bel⸗ 
giſche Arbeiter in Folge der über denſelben von der Bourgeoiſie aus⸗ 
geübten Vormundſchaft noch auf einer allzu niedrigen Stufe der 
geiſtigen Entwicklung ſtehe, um ſich bei den Wahlen betheiligen zu 
können, daß deßhalb vorerſt auf den Volksunterricht und dann erſt 
auf die Einführung des allgemeinen Wahlrechts hinzuwirken ſei. — 
wogegen erſtere ſich damit brüſteten, daß ſie in einigen Jahren ſtatt 
der gegenwärtigen 10 wohl 100 Vertreter ihrer Anſichten im deutſchen 
Reichstage zählen und es dann ein Leichtes ſein würde, mittelſt eines 
einfachen Decretes das individuelle Eigenthum in ein collectives um⸗ 
zuwandeln. Hiebei legten ſie das zur Beurtheilung des Charakters der 
ſocialdemokratiſchen Agitation ſehr bemerkenswerthe Geſtändniß ab, 
daß es bei dieſer Frage weniger auf die Schulbildung ankomme, und 
alles viel mehr von den Leitern abhänge, welche diejenigen mitzu⸗ 
reißen wiſſen müßten, welche des Leſens und Schreibens unkundig feien. 

Aus der Trennung der Internationale, aus der Ueberſiedlung 
des Generalraths in die neue Welt, aus der Berpönung der Inter⸗ 


nationale in Frankreich, aus dem im Allgemeinen zunehmenden In⸗ 
differentismus der Arbeiter für die Lehren desſelben, endlich auch aus 
der geringen Betheiligung an der Brüſſeler Verſammlung *) kaun 
nicht mit Unrecht darauf geſchloſſen werden, daß (wenigſtens dermalen) 
die Internationale keine genügende Veranlaſſung zu weſentlichen und 
ernſten Befürchtungen gibt; allein bei dem innern tief zuſammen⸗ 
hängenden Organismus der Internationale, bei der notoriſchen Un⸗ 
zufriedenheit eines großen Theiles der Arbeiterbevölkerung mit ihren 
Verhältniſſen und bei der oft raſchen und ungeahnten Entwicklung 
von urſächlich nicht weſentlichen, im Laufe weniger Tage aber aus 
zufälligen, abſichtlich ausgebeuteten Urſachen zur Bedeutung gelangenden 
Dingen und Ereigniſſen iſt immerhin die Beachtung der Thaͤtigkeit 
der Internationale ſowie ihrer Verſammlungen und Beſchlüſſe um ſo 
mehr nothwendig, als ſie ſtatutengemäß die Berührung mit den ver⸗ 
ſchiedenſten Arbeitergeſelſſchaften der einzelnen Länder ſucht und mit 
nicht wenigen derſelben bereits im innerſten Zuſammenhange ſteht. 
ortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Den gewahlten Mitgliedern eines Gewerbegerichtes ſteht ein Pro⸗ 
teſt⸗, beziehungsweiſe Beſchwerderecht in Sachen der Conſtituirung 
des Gewerbegerichtes nicht zu. 

Ein aus einer Gemeinde Ausgewieſener kann, wegen der phuſiſchen 
Unmöglichkeit der Ausübung ſeiner Function, nicht mehr Mitglied 
des Gewerbegerichtes in derſelben Gemeinde ſein und verliert daher 
aus dieſem Grunde die Mitgliedſchaft des Gewerbegerichtes. 


Am 27. Auguſt 1874 wurde die Wahl der Mitglieder des 
Gewerbegerichtes in R. vorgenommen und hiebei unter anderen vom 
Wahlkörper der Arbeiter auch Adolph A. gewählt. Derſelbe war mit 
Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in R. vom 23. October 1873 des 
im $ 300 St. G. bezeichneten Vergehens gegen die öffentliche Ruhe 
und Ordnung durch Aufwiegelung als unmittelbarer Thäter ſchuldig 
erkannt und zu einer Arreſtſtrafe in der Dauer Eines Monates ver⸗ 
urtheilt worden Dieſe Strafe hatte Adolph A. in der Zeit vom 
9. December 1873 bis 9. Jänner 1874 abgebüßt. Da A. als Ar⸗ 
beiteragitator weiter wirkte, fo beſchloß das Stadtverordneten-Gol- 
legium in R. in der Sitzung vom 15. September 1874 deſſen Aus⸗ 
weiſung aus der Gemeinde, welche dahin motivirt wurde, daß nach 
§ 28 der Gemeinde⸗Ordnung für die Stadt R. vom 15. December 
1850, Nr. 202 L. G. u. N. Bl. Fremde nur ſolange Ans 
ſpruch auf ungeſtörten Aufenthalt in der Gemeinde haben, als fie 
ſich eutſprechend verhalten, daß A. aber, da er vom Kreisgerichte ver— 
urtheilt worden ſei, die Bedingung des § 28 der G. O. nicht erfüllt 
habe. 

Mit dem Berichte vom 3. October 1874 zeigte der Magiſtrat 
in R. der Statthalterei das Reſultat der durchgeführten Wahl der 
Mitglieder des Gewerbegerichtes an und erklärte dabei, daß er gegen 
die Wahl des A. Einſprache erheben müffe und demſelben die Aus— 
ſtellung eines Certificates ($ 20) verweigere, weil er mit dem Ger 
meindebeſchluſſe vom 15. September 1874 aus R. ausgewieſen worden 
ſei. In der Vorausſetzung, daß das fragliche Ausweiſungser⸗ 
kenntniß über den eingebrachten Statthalterei-Recurs werde beftätigt 
werden, bitte der Magiſtrat um die Weiſung der Statthalterei, ob 
an die Stelle des A. eine Ergänzungswahl vorzunehmen oder aber 
nach Zulaß der $$ 26 und 27 dieſe Stelle erſt bei der nächſten 
Jahreswahl zu beſetzen ſei. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 15. Dec. 1874 die 
Nichtausfolgung des Wahleertificates gerechtfertigt erklärt, da Adolf 


Die Times (das engliſche Weltblatt) behandelte dieſen Congreß äußerſt kühl 
und bemerkt u. a. hieüber nicht mit Unrecht Folgendes: 
Die Delegirten in Brüffel haben den Nachweis zu führen, daß fie fo 
Ihr im Rechte und alle übrigen Menſchen fo ſehr im Unrechte find, daß fie 
mit Recht beanſpruchen können, daß ihnen die ganze übrige Welt den Platz 
räume. Sie verlangen, daß ſie ſelbſt zur Hauptmacht werden und alles Andere 
zur Nebenſache herabſinken möge. Es iſt die nicht ungewöhnliche Uebertrei⸗ 
bung eines reinen Claſſenunternehmens, das eben ſo unfähig iſt, die Grenzen 
des eigentlichen Rechtes, als die einzigen Bedingungen ſeines Erfolges zu 
faſſen. Es hat bei uns ſchon vielerlef Claſſenbewegungen gegeben, in der 
That haben alle Claſſen ihre Kämpfe gehabt; ſie hatten auch ihre Erfolge, 
allein dieſe Erfolge wurden nur dadurch erzielt, daß ſich der Theil in 
gebührender Weiſe dem Ganzen unterordnete.“ 


167 


A. mit den gleichlautenden Erkenntniſſen des Magiſtrates in R. und 
der Statthalterei aus dem Gebiete der Stadt R. ausgewieſen worden 
fet. Um die Activirung des Gewerbegerichtes nicht länger aufzuhalten, 
erachtete die Statthalterei die Vornahme einer Ergänzungswahl nach 
Analogie der SS 26 und 27 des Geſetzes vom 24. Mai 1869 nicht 
für nothwendig, weil die ungeſtörte Führung der Geſchäfte des Ge— 
werbegerichtes nicht gefährdet erſcheine. 

Der Magiſtrat in R. hat ſohin mit der Kundmachung vom 
28. December 1874 die Namen der gewählten Mitglieder des Gewer⸗ 
begerichtes (und zwar die 12 Namen der vom Wahlkörper der Arbeit- 
geber Gewählten und unter Weglaſſung des Adolf A. 11 Namen 
der vom Wahlkörper der Arbeiter Gewählten) mit dem Beifügen 
öffentlich verlautbart, daß die Angelobung im Sinne des § 22 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1869 auf den 10. Jänner 1875 anberaumt 
ſei und daß nach geleiſteter Angelobung ſich das Gewerbegericht zu 
conſtituiren haben werde, um ſeine Thätigkeit beginnen zu können. 

Am 10. Jänner 1875 wurde die Angelobung geleiſtet. Am 
17. Jänner 1875 verſammelten ſich die Gewählten zum Zwecke der 
Conſtituirung des Gewerbegerichtes. Hiebei erklärten ſämmtliche 11 
Mitglieder aus der Gruppe der Arbeiter, daß fie gegen die anbe- 
raumte Conſtituirung des Gewerbegerichtes proteſtiren müßten, weil 
der $ 7 des Geſetzes vom 24. Mai 1869 eine gleiche Anzahl von 
Mitgliedern aus beiden Wahlkörpern vorſchreibe; daß ſie ferner die 
politiſche Verwaltungsbehörde angehen, aus Anlaß der Ausſcheidung 
des Adolf A., welcher, wenngleich aus der Stadt R. ausgewieſen, 
doch im dortigen Gerichtsſprengel arbeite, ſomit nach den Beftim- 
mungen des bezogenen Geſetzes das Wahlrecht noch beſitze, entweder 
die Zulaſſung des A. auszusprechen, oder aber eine Ergänzungswahl 
auszuſchreiben, weil das Geſetz eine gleiche Anzahl von Mitgliedern 
aus beiden Wahlkörpern vorſchreibe, dies auch in der Vollzugsvorſchrift 
vom 22. Juli 1873 begründet erſcheine, und weil endlich die die Aus⸗ 
ſcheidung des A. verfügende Statthalterei⸗Entſcheidung nicht maß⸗ 
gebend ſein könne, da die in derſelben als Begründung bezogenen 
§§ 26 und 27 ſich nur auf Fälle während der Amtsperiode des 
bereits activirten Gewerbegerichtes beziehen. Mit dieſer Erklärung 
waren die vom Wahlkörper der Arbeitsgeber gewählten Mitglieder 
des Gewerbegerichtes inſofern einverſtanden, als ſie erklärten, daß ſo⸗ 
fort mit Rückſicht auf § 7, welcher eine gleiche Mitgliederanzahl 
vorſchreibe, was aber durch die Ausſcheidung eines Mitgliedes nicht 
der Fall ſei. eine Conſtituirung nicht eintreten könne und daß viel⸗ 
mehr die Verwaltungsbehörde anzugehen ſei, für das abgängige 
Mitglied eine Neu- beziehungsweiſe Ergänzungswahl auszuſchreiben. 

Dieſen Proteſt gegen die Conſtituirung des Gewerbegerichtes 
legte der Magiſtrat der Statthalterei zur Beſchlußfaſſung vor; letztere 
Behörde leitete denſelben an das Miniſterium des Innern. 

Das Miniſterium des Innern wies unterm 25. Auguſt 1875 
3. 7756— 1875 im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Handelsminiſterium 
den Proteſt zurück, „weil den Mitgliedern des genannten Gewerbe 
gerichtes ein Proteſtrecht überhaupt nicht zuſteht und weil ferner, 
inſoweit der erwähnte Proteſt eine Beſchwerde gegen die in der Ent⸗ 
ſcheidung der Statthalterei vom 15. December 1874 ausgeſprochene 
Annullirung der Wahl des Adolf A. zum Mitgliede des Gewerbe— 
gerichtes in R. enthält, dieſe im Hinblick auf den Umſtand, daß 
Adolf A. aus der Gemeinde R. im Grunde rechtskräftiger Entſchei⸗ 
dungen ausgewieſen iſt, und daher die Functionen eines Mitgliedes 
des Gewerbegerichtes in R. nicht verſehen kann, als unbegründet be⸗ 
zeichnet werden muß“. Mit Rückſicht auf die Beſtimmung des Schluß⸗ 
ſatzes des § 19 des Geſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 63 
werde jedoch angeordnet, daß an Stelle des Adolf A. ſofort eine 
Neuwahl einzuleiten iſt. „ 


Störung im Beſitze einer Kirchenbank durch den Pfarrer. Zuläſſig⸗ 
beit der Beſitzſtörungsklage. (Hofd. vom 25. November 1826, 
Nr. 2234; § 2 und 5 der kaif. Verordnung vom 27. October 

1849, Nr. 12 N. G. Bl. und § 1 C. J. N.) 


A. überreichte bei dem Bezirksgerichte Hohenſtadt gegen den 
Pfarrer B. eine Beſitzſtörungsklage, weil er und ſeine Familie ſeit 
dem Jahre 1842 in der Lomigsdorfer Kirche bei Verrichtung der 
Andacht eine Bank unentgeltlich benützen, welche der Vater des A. 
errichten ließ und weil der geklagte Pfarrer plötzlich dafür ein Ent⸗ 


gelt von 8 fl. verlange und auf Weigerung die Bank aus der Kirche 
entfernen ließ. Das angerufene Bezirksgericht wies dieſe Klage wegen 
Incompetenz ab, „denn wie der Kläger ſelbſt angibt, ſpricht er den 
ruhigen Beſitz einer in der Lomigsdorfer Kirche in der unmittelbaren 
Nähe des Altars befindlichen Bank für ſich und ſeine Familie aus 
dem Grunde an, weil einſt ſein Vater und ſeit 1842 er ſelbſt den 
Sitz in dieſer Bank gehabt und es ſoll das Factum der Beſitzſtörung 
darin beſtehen, daß der Pfarrer dieſe Bank aus der Kirche hinaus⸗ 
ſchaffen ließ, weil Kläger ſich weigerte den geforderten Zins von 
8 fl. zu bezahlen. Der angeblich ruhige Sitz in einer Kirchenbank 
kann jedoch nicht als ein nach dem bürgerlichen Geſetz zu beurtheilender 
giltiger Rechtstitel und die Hinwegſchaffung einer Kirchenbank als eine 
Beſitzſtörung nach dieſem Geſetze beurtheilt werden; denn nach § 311 
b. G. B. können nur ſolche Sachen, welche im rechtlichen Verkehre 
ſtehen, in nach dem bürgerlichen Geſetz zu beurtheilenden Beſitz ge— 
nommen werden, als ſolche kann aber eine in der Kirche befindliche 
Bank nicht angeſehen werden, indem die Kirchenſitze, mit Ausnahme 
jenes des Kirchenpatrons, bloß Gegenſtand einer freien Vereinbarung 
mit dem jeweiligen Kirchenvorſteher oder Pfarrer ſind, ſoferne die— 
ſelben nicht den Kirchenbeſuchern ohne Unterſchied offen ſtehen. Eine 
Erſitzung von Kirchenbänken kann demnach im Sinne des bürgerlichen 
Geſetzes nicht bei dem weltlichen Gerichte geltend gemacht werden 
($ 1455 a. b. G. B.). 

Dem gegen dieſen abweislichen Beſcheid ergriffenen Recurſe, in 
welchem A. ausführte, das eine Kirchenbank keine res extra commer- 
cium ſei, da als ſolche in dem Hofdecrete vom 25. November 1826, 
Nr. 2234 J. G. S. nur Kreuzpartikeln und Reliquien von der Grwer- 
bung ausgeſchloſſen ſind, daß der Ort, wo eine Sache ſich befindet, 
die Beſitzerwerbung derſelben nicht hindern könne, hat das mähriſch⸗ 
ſchleſ. Oberlandesgericht „in der Erwägung, daß der Kläger den 
factiſchen Beſitz einer Bank in der Lomigsdorfer Kirche behauptet, 
dieſes Object aber nicht zu gottesdienſtlichen Verrichtungen gehört, 
mithin von der Erwerbung durch Privatbeſitz geſetzlich nicht aus— 
geſchloſſen iſt, wenn es ſich auch in einem Gotteshauſe befindet, daß 
ferner gemäß § 339 a. b. G. B. Niemand befugt iſt, den ein⸗ 
getretenen Beſitz, er mag von was immer für einer Beſchaffenheit 
ſein, eigenmächtig zu ſtören; in der weitern Erwägung, daß die 
Störung im Beſitze durch die kaſſ. Verordnung vom 27. October 
1849, Nr. 12 R. G. Bl. § 2 vor den Gerichten auszutragen tft 
und derzeit kein Grund vorliegt nach § 5 der citirten Verordnung 
die eingebrachte Klage ſogleich wegen Incompetenz der Gerichte von 
Amtswegen zurückzuweiſen“ — ſtattgegeben, hat Folge deſſen den an⸗ 
gefochtene Beſcheid aufgehoben und dem k. k. Bezirksgerichte verordnet, 
die Klage abſehend von dem geltend gemachten Grunde der Incom— 
petenz geſetzlich zu erledigen. 

In dem gegen dieſe Entfcheidung vom Pfarrer B. ergriffenen 
Reviſionsrecurſe wird betont, daß es ſich keineswegs um den Beſitz 
einer Bank, ſondern um die Benützung eines beſtimmten Kirchen— 
ſitzes handle. Dem Richter mangle aber das Geſetz, um eine Diffe— 
renz zwiſchen den Pfarrkindern und dem Pfarrer über die Kirchen— 
ſitze zu entſcheiden, da nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen — abe 
geſehen vom Concordat und von den Staatsgrundgeſetzen — ein 
Kirchenſitz eben ſo wenig wie ein Schulſitz Gegenſtand des Beſitzes 
und der Erſitzung ſei. In der Kirche habe der Pfarrer die Ordnung 
aufrecht zu erhalten, und wer ſich beſchwert fühlt, mag die Abhilfe 
bei deſſen kirchlichen Vorgeſetzten ſuchen. A. habe kein Recht auf den 
Kirchenſiz. Er hatte die Erlaubniß nachzuſuchen und die geſtellten 
Bedingungen zu erfüllen. Seine Bank ſei nur geduldet worden, und 
wurde, weil ſie morſch war, entfernt, und die Zulaſſung einer neu 
herzuſtellenden wurde von der Erfüllung der Bedingung, nämlich der 
Zahlung von 8 fl., abhängig gemacht. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung v. 
22. September 1875, 3. 10.280 dieſen Reviſionsrecurs in der Er⸗ 
wägung abgewieſen, „daß es ſich hier um den Beſitz eines noch von 
dem Vater des Klägers mit Geſtattung des Vorſtehers der Kirche 
errichteten Sitzes in der Kirche und um eine angebliche Störung 
dieſes Beſitzes durch den Geklagten handelt, daß weder die Erwer— 
bung des bezüglichen Rechtes, noch deſſen Beſitz zu den innern Ange— 
legenheiten der ſelbſtſtändigen Verwaltung der Kirche gehört, der 
Gegenſtand des Streites durch das Geſetz dem privatrechtlichen Ver— 
kehre und der civilgerichtlichen Competenz nicht entzogen, die Unzuſtändig⸗ 
keit des Gerichtes ſohin nicht offenbar iſt (§S 1 J. N.) “. 

Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Ackerbamminiſterium Karl Pey rer 
taxfrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberbaurath Emanuel Tro jan in Trieſt zum 
Oberbaurathe extra statum des Miniſteriums des Innern ernannt. 

Seine Majeſtat haben dem Amtsverwalter bei der Telegraphen-⸗Hauptſtation 
in Bozen Konrad Jonas den Titel und Charakter eines Oberamtsverwalters und 
dem dortigen Coatrolor Joſeph Prohaska den Titel und Charakter eines Ober— 
amtscontrolors beiden taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conſervator und Baumeiſter Franz Sch mer anz 
das goldene Verdienftkreu; mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seeretär der n. ö. Finanzprocuratur Dr. Bartho lo— 
mäus Frizzi tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Conſtantin Galaſſſo 
zum Statthalterei-Secretär in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Franz Maurus zum Oberin- 
genieur im Miniſterium des Innern ernaunt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Zögling der k. u. k. orient. Akademie Alexander 
Peſcha zum Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitätsbibliothek 
in Lemberg erledigte Seriptorsſtelle dem Amanuenſis an der Krakauer Univerſitäts⸗ 
bibliothek Dr. Thaddäus v. Woje iechowski verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Oberförſter Otto Pölzl zum Forſtinſpector 
bei der Statthalterei in Steiermark ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Waldſchätzungs-Referenten bei der Bezirks- 
Schätzungscommißfion in Beneſchau Ludwig Hübner und den Forſteommiſſär in 


Bergreichenſtein Joſeph Puſchner zu Forſteommiſſären in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der ſchleſ. Landesregierung in der eilften Rangsclaſſe, bis 
10. November. (Amtsbl. Nr. 236). 

Ftnanzeoncipiſtenſtelle bei der Finanzdirection in Oberoſterreich in der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell proviſoriſch, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 239). 

Bice-Forftmeiftersftelle bei der k. k. Forſt⸗- und Domänen⸗Direction Gmunden 
in der achten Rangsclaſſe, bis 6. November. (Amtsbl. Nr. 239). 


In Commiſſion bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei in Wien (Stadt, 
Singerſtraße Nr. 26) ſind erſchienen und durch den Verlag derſelben, ſowie durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Geſchäfts⸗Vormerkblätter für das Jahr 1876. 


Mit Stempelſcalen, Münz- und Intereſſen-Tabellen, Tabellen über 

metriſches Maß und Gewicht, Gehalt- und Fohnberechnungs Tabellen 

und einer kleberſicht der im Jahre 1876 ſtattſindenden Ziehungen 
der öſterr.-ungar. Staats- und Privat-Lotto-Anlehen. 


IV. Jahrgang. 
Groß⸗Octav. Steif broſchirt, 5 Ban. Ladenpreis 30 kr. Oe. W. 

Dieſe Blätter dienen zunächſt für Gemeindevorſteher, Beamte, Advocaten, 
Notare ꝛc. zur Vormerkung der Tagſatzungen oder Amts ommiſſionen, dann auch 
für Private zur Vormerkung ihrer Geſchäfte, wozu für je eine Woche eine Seite 
beftimmt iſt. Bei jedem Tage findet ſich die Anzahl der in dem laufenden Jahre 
bereits verfloſſenen, ſowie der noch zurückzulegenden Tage verzeichnet, was einen 
ſchätzenswerthen Behelf für vielerlei Bedürfniſſe des täglichen Verkehrslebens bilden 
wird, außerdem iſt zur Eintragung der Einnahmen und Ausgaben oder ſonſtiger 
Notizen für die einzelnen Monate je eine eutſprechend rubrieirte Seite gewidmet. 
Vermoge ihrer prakriſchen Einrichtung und ihres billigen Bezugspreiſes werden 
dieſe Vormerkblätter, von deren letztem Jahrgange drei Auflagen in 
der Zahl von 4500 Exemplaren binnen ſechs Wochen vollſtändig 
vergriffen waren, eine willkommene Ergänzung zu jedem Kalender ſein. 


Ju Commiſſion bei der k. k. Hof, und Staatsdruckerei (Stadt, Singer⸗ 
ſtraße. Nr. 26) wird Ende November 1875 erſcheinen und durch den Verlag 
derſelben, ſowie durch alle Buchhandlungen zu beziehen ſein: 


Niederöſterreichiſcher Amtskalender 


für das Jahr 1876. 
Mit Benützung amtlicher Quellen zuſammengeſtellt. 
XI. Jahrgang. 
Groß⸗Oetav. Steif geb. 15 Bog. — Ladenpreis 2 fl. 

Der niederöſterreichiſche Amtskalender bedarf für Jene, welche die früheren 
Jahrgänge kennen, keiner beſondern Anempfehlung; er wird auch in der neuen 
an den letzterſchienenen Jahrgang 1875 ſich anſchließenden Bearbeitung den ge- 
ſammten Verwaltungs- und Verfaffungs⸗Organismus von Oeſterreich⸗Ungarn mit 
befonderer Bedachtnahme auf Nteder⸗Oeſterreich umfaſſen und bei feinem reichen, 
für die verſchiedenſten Bedürfniſſe berechneten Inhalte. dann bei der Ausführlich— 
keit und Verläßlichkeit ſeiner aus amtlichen Quellen gefchopften Notizen unzwei⸗ 
felhaft das beſte Hilfs⸗ und Nachſchlagebuch nicht nur hinſichtlich aller Behörden 
und öffentlichen Anſtalten, Corporationen, Actiengeſellſchaften und ſonſtigen 
Vereine, ſondern auch hinſichtlich der vollſtändiger als in jedem andern Kalender 


Ger. Ztg. behandelten geſchäftlichen Notizen bilden. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


